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Betreff: Bebauungsplan 3-61: Transparentes Verfahren zur beschleunigten
Festsetzung

Die BVV moge beschlieRen:

Die BVV Pankow ersucht das Bezirksamt, den B-Plan 3-61 mit hoher Prioritat voranzubringen
und sich dazu in einem transparenten Verfahren mit dem Eigentimer der Flache und der BVV
Pankow unter klar definierten und dokumentierten Rahmenbedingungen abzustimmen.

Fir das Verfahren und zur Beschleunigung der Festsetzung des Bebauungsplans 3-61 wird das
Bezirksamt deshalb ersucht, eine Steuerungsrunde zu bilden. In der Steuerungsrunde sollen
alle fachlichen Aspekte besprochen und zwischen den beteiligten Akteur*innen
|6sungsorientiert und vor allem zeitnah abgestimmt werden.

Der Steuerungsrunde sollen die folgenden Akteur*innen angehdren
e Der EigentUmer der Flache sowie ein von ihm beauftragter Projektentwickler

e Das Bezirksamt, vertreten durch die beiden Abteilungen Stadtentwicklung und
Birgerdienste sowie Schule, Sport, Weiterbildung und Kultur

e jeweils ein Mitglied der 6 Fraktionen der BVV Pankow, das von diesen benannt werden
soll.



Die Arbeit der Steuerungsrunde soll nach Bedarf durch Hinzuziehung des fachlich zustandigen
Personals sowie geeignete Dritte unterstUtzt und beschleunigt werden.

Fir die Steuerungsrunde soll das Bezirksamt die Einladung, die Moderation und die
Dokumentation in Abstimmung mit dem Eigentimer der Flache organisieren und ggfs. dafir
geeignete Dritte als Projektmanagement beauftragen. Hierfir ist eine
Kostenubernahmevereinbarung mit dem Eigentimer anzustreben.

Berlin, den 07.06.2022

Einreicher:  Fraktion der SPD, Linksfraktion
SPD-Fraktion Pankow, Roland Schroder, Mike Szidat
Linksfraktion, Fred Bordfeld, Kathrin Wechselberger, Matthias Zarbock

Begriindung siehe Rickseite

Abstimmungsergebnis: Abstimmungsverhalten:
einstimmig
beschlossen mehrheitlich
beschlossen mit Anderung Ja-Stimmen
abgelehnt Gegenstimmen
zurickgezogen Enthaltungen

federfihrend

Uberwiesen in den Ausschuss fir

mitberatend in den Ausschuss fur

sowie in den Ausschuss fur
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Begrindung:

Der am 4. Juni 2019 gefasste Beschluss Uber die Aufstellung des Bebauungsplans 3-61 fir das
Gelande sudlich der Berliner Ringbahn, nérdlich der Greifswalder Strafée 8o A—D, Greifswalder
Stral3e, Lilli-Henoch-StralRe, Ella-Kay-Straf3e, nordlich des Vivantes Klinikums Prenzlauer
Berg, Diesterwegstralde und Prenzlauer Allee (ehemaliger GiUterbahnhof Greifswalder Straf3e)
im Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg wurde gemal3 § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt fur
Berlin Nr. 26 vom 21.06.2019 auf Seite 3844 bekanntgemacht.

Dieser Aufstellungsbeschluss zielte im Wesentlichen auf die Realisierung der benétigten
Flachen fur den Bau einer Gemeinschaftsschule und die Erweiterung der Grinflachen zur
Ermdglichung eines Grinzuges entlang der Bahntrasse ab und sah zunachst keinen
Wohnungsbau vor. Im weiteren Verfahren ergaben sich Veranderungen, so dass mit Stand
vom Mai 2022 nunmehr auch Wohnbauflachen in erheblichen Umfang durch den Entwurf
ermdglicht werden sollen.

Durch die kontinuierliche Arbeit an der Erstellung des Bebauungsplans 3-61 unter Beteiligung
der Tréger offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit wurden die Ziele des
Bebauungsplanes folglich konkretisiert, ohne dass die Festsetzungsfahigkeit unmittelbar
bevorstand. Dabei hat das Bezirksamt in der vergangenen Wahlperiode die BVV weder
ausreichend informiert noch geniigend beteiligt, so dass sich fur den erreichten Entwurfsstand
keine politische Mehrheit in der BVV im Hinblick auf eine zukinftige Festsetzung abbildet.

Vor diesem Hintergrund sollte die Verlangerung der Veranderungssperre 3-61/17 die weitere
Arbeit des Bezirksamtes an dem Bebauungsplan fur ein Jahr absichern. In dieser Zeit sollten
die nachsten Erarbeitungsschritte zur Konkretisierung des Standorts eines Gymnasiums, die
Sicherung und Erweiterung der Grin- und Freiflachen sowie die Verstandigung Uber Art und
Umfang eines kinftigen Wohnungsbaus in einem urbanen Gebiet erfolgen. Zugleich hatte die
Beteiligung der BVV Pankow nachgeholt werden konnen, um einen mehrheitsfahigen Entwurf
zu erhalten.

An dieser Aufgabenstellung hat sich zunachst nichts gedandert. Die zugleich steigende
Unterversorgung mit Schulpldtzen und der Mangel an Wohnraum erfordern unverdndert ein
zielgerichtetes und vor allem gemeinsames Handeln der Akteur*innen. Es ist weiterhin die
Aufgabe des Bezirksamtes in diesem Bereich einen gut geeigneten Schulstandort fir eine
Oberschule bzw. ein Gymnasium durchzusetzen, die Grin- und Freiflachen im Verbund zu
erhalten und zu gestalten sowie Wohnungsbau zu ermdglichen.

Mit der Entscheidung gegen die Verlangerung der Veranderungssperre hat sich die BVV
Pankow also vor allem fir eine groRere Mitsprache als bisher und fir die Ubernahme von mehr
Verantwortung entschieden. Hierfur ist ein geeignetes Verfahren erforderlich, welches
gleichermal3en transparent ist und die nunmehr verstarkt bei der BVV befindliche
Verantwortung widerspiegelt.

Das vorgeschlagenen Steuerungsgremium hat sich bei vielen Vorhaben als Instrument zur
Klarung der Sachverhalte und zur Beschleunigung von Prozessablaufen bewahrt, die sonst im
Nebeneinander der vielen Verwaltungsablaufe unterzugehen drohen. Mit dieser Art der
Priorisierung zur beschleunigten Abstimmung und Festsetzung des B-Plans 3-61 bekommt der
Prozess ein klares Alleinstellungsmerkmal gegeniber anderen Aufgaben innerhalb der
Verwaltung. Auf diese Weise wird vor allem auch die Einbindung der Interessen des
EigentUmers sichergestellt und seinen zeitlichen Vorstellungen wird Rechnung getragen, so
dass die von ihm angebotene einvernehmliche Lésung auf Augenhdhe zigig gemeinsam



erarbeitet werden kann. Mit diesem Vorgehen werden die starren Grenzen herkommlicher
Prozesse verlassen und ein offenes und schnelleres Vorgehen ermoglicht.



	IX-0278
	Antrag
	Betreff:	Bebauungsplan 3-61: Transparentes Verfahren zur beschleunigten Festsetzung
	Die BVV möge beschließen:
	Begründung:



